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Die wichtigsten grundrechtlichen Entwicklungen und Prioritäten des vergangenen Jahres 
lassen sich im Jahresbericht der Grundrechtagentur,2 im Bericht über die Anwendung der 
EU-Charta  der  Grundrechte  der  Europäischen Kommission3 sowie den  entsprechenden 
Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen Union4 und der Entschließung des Euro-
päischen Parlamentes5 nachvollziehen.  Neben den  Grundrechtscharta-spezifischen  Fest-
stellungen widmen sich die diesjährigen grundrechtlichen Schlussfolgerungen des Rates 
auch  den  Themenbereichen  Sicherheit,  Rassismus,  Asyl  und  Immigration,  digitaler 
Binnenmarkt, Opferschutz sowie den Rechten des Kindes. Der Bericht des Parlaments – 
Grundlage für die erst im Herbst 2015 anzunehmende Entschließung zur Lage der Grund-
rechte in der Europäischen Union – ist im Vergleich hierzu thematisch deutlich breiter. Er 
widmet  sich  zusätzlich  auch  folgenden  Problematiken:  Meinungsfreiheit  und  Medien, 
Religionsfreiheit, Gleichheit und Diskriminierung, der Förderung von Minderheiten, der 
Situation der Roma,6 Gewalt gegen und Gleichstellung von Frauen, Rechte von Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen, Transsexuellen und Intersexuellen, Personen mit Behinderungen, 
Altersdiskriminierung, Hasskriminalität, Obdachlosigkeit, Korruption und den Zuständen 
in Gefängnissen.  Hier ist nicht der Platz, all diese thematischen Entwicklungen nachzu-
zeichnen. Vielmehr wird der Beginn einer neuen Legislaturperiode zum Anlass genommen, 
strukturelle Fragestellungen in den Vordergrund zu stellen. Nach einer Beschreibung des 
neuen institutionellen Umfelds, widmet sich das Kapitel dem Mainstreaming von Grund-
rechten, also der Frage, wie grundrechtliche Überlegungen immer und überall mitbedacht 
werden können. Schließlich wird noch kurz auf die Frage des Beitrittes der Europäischen 
Union zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) eingegangen.

1 Alles hier Geschriebene widerspiegelt die persönliche Meinung des Autors und kann in keiner Weise der 
EU-Grundrechteagentur zugerechnet werden.

2 Europäische Grundrechteagentur (FRA): Fundamental rights: challenges and achievements in 2014, An-
nual report 2014, Luxemburg 2015.

3 Europäische Kommission: Bericht über die Anwendung der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union 2014, KOM (2015) 191 endgültig; Staff Working Document on the application of the EU Charter 
of Fundamental rights in 2014, SWD (2015) 99 endgültig.

4 Rat der Europäischen Union: I/A-Punkt-Vermerk. Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zur Anwen-
dung der Charta der Grundrechte im Jahr 2014 – Annahme. Brüssel, 12. Juni 2015, Dok. 9319/15.

5 Laura Ferrera: Entwurf eines Berichts über die Lage der Grundrechte in der Europäischen Union (2013-
2014), 6. März 2015, Dok. 2014/2254(INI).

6 Am Rande sei vermerkt, dass die Kommission im September 2014 Vertragsverletzungsverfahren gegen 
die Tschechische Republik und im April 2015 gegen Slowakei eröffnet hat, und zwar wegen der Segregati-
on von Roma im Schulwesen. Das Parlament zeigte sich besorgt über den „Anstieg des Antiziganismus“. 
Siehe Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments zum Internationalen Roma-
Tag – Antiziganismus in Europa und Anerkennung durch die EU des Tags des Gedenkens an den Völker-
mord an den Roma während des Zweiten Weltkriegs, 15. April 2015, Dok. 2015/2615(RSP).
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Der teils neu besetzte Bezugsrahmen in der Legislaturperiode 2014 bis 2019

Im Herbst 2014 nahm die neue Europäische Kommission ihre Arbeit auf. Während in der 
letzten Kommission eine Kommissarin allein für Grundrechte zuständig war, sind es nun 
zumindest zwei Kommissare, die sich diese Aufgabe teilen. Kommissarin Věra Jourová ist 
für  Justiz,  Verbraucherschutz  und Gleichstellung zuständig,  während Kommissar  Frans 
Timmermans  die  Agenden  bessere  Rechtsetzung,  interinstitutionelle  Angelegenheiten, 
Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechtecharta übernommen hat. Timmermans ist der erste 
Vizepräsident der Kommission und leitet als solcher nicht nur die Arbeit von Jourova an, 
sondern koordiniert ganz generell die Arbeit der Kommission in Sachen Rechtsstaatlich-
keit und ist dafür verantwortlich, dass jede Kommissionsinitiative der Grundrechtecharta 
entspricht.  Darüber  hinaus  untersteht  dem  Vizepräsidenten  auch  Kommissar  Dimitris 
Avromopoulos, der für Migration, Inneres und Bürgerschaft zuständig ist. Einerseits ist die 
Einhaltung der Grundrechte somit sehr prominent im EU-Organigramm verankert und dort 
auch durchaus sinnvoll vernetzt. Andererseits ist der Grundrechteschutz eine von vielen 
wichtigen Agenden des hauptverantwortlichen Kommissars, dem für die Überprüfung der 
Charta-Kompatibilität des Gebarens der Europäischen Union auch keinerlei eigenes Perso-
nal zur Verfügung steht, was die Bedeutung des Dossiers relativiert. Eine der zehn von 
dem neuen Kommissionspräsidenten formulierten Prioritäten ist „Justiz und Grundrechte“. 
Zu den dazu formulierten Zielen gehören die leichtere Wahrung von Rechten im Ausland 
für die Bürger und Unternehmen der Europäischen Union durch Verbesserungen bei der 
gegenseitigen Anerkennung der Urteile europäischer Gerichte; ein entschlossenes Vorge-
hen gegen organisierte Kriminalität wie Menschenhandel, Schmuggel und Computerkrimi-
nalität sowie Bekämpfung der Korruption; der Beitritt  zur Konvention des Europarates 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten; der Datenschutz im Verhältnis zu 
den USA oder das  Erzielen von Fortschritten bei  der  Verwirklichung eines  EU-weiten 
Diskriminierungsverbots.  Zumindest  zwei  davon  gestalten  sich  bereits  schwierig.  Der 
Konsens zur Annahme der sogenannten horizontalen EU-Antidiskriminierungsrichtlinie ist 
nach wie vor nicht komplett und der Beitritt zur EMRK wird sich wohl nicht mehr im 
Rahmen dieser Legislaturperiode über die Bühne bringen lassen.

Auch im Parlament wurden für den Grundrechtsschutz neuralgische Stellen neu besetzt. 
Wie in der Vergangenheit sieht die Geschäftsordnung des Europäischen Parlamentes vor, 
dass der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten (AFET) von einem Unterausschuss 
Menschenrechte  (DROI)  unterstützt  wird,  der  die  Kohärenz  zwischen  allen  externen 
Politikbereichen der Union und ihrer Menschenrechtspolitik sicherstellen soll. Die Spanie-
rin  Elena  Valenciano  (Progressive  Allianz  der  Sozialdemokraten,  S&D)  wurde  erste 
Vorsitzende dieses Ausschusses. Für die Politiken innerhalb der Europäischen Union ist 
der Ausschuss für Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) entscheidend. Hier 
wurde der Brite Claude Moraes (S&D) zum Vorsitzenden gewählt. Zum Jahresende 2014 
konstituierte sich auch wieder eine Reihe von interfraktionellen Arbeitsgruppen im Euro-
päischen Parlament. Für die neue Legislativperiode 2014 bis 2019 existieren nun knapp 30 
Arbeitsgruppen,  von denen viele  eine grundrechtliche  Stoßrichtung haben wie jene  zu 
Antirassismus und Vielfalt, Kinderrechten, Behinderung, extremer Armut und Menschen-
rechten,  Religions- und Glaubensfreiheit  und religiöser  Toleranz,  Rechten von Lesben, 
Schwulen,  Bisexuellen,  Transsexuellen  und  Intersexuellen,  Integrität,  Transparenz, 
Bekämpfung von Korruption und organisiertem Verbrechen oder jene zu traditionellen 
Minderheiten, nationalen Gemeinschaften und Sprachen.
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Ende 2014 kam es auch zu einer Neubestellung im Amt des Europäischen Datenschutz-
beauftragten (EDSB). Giovanni Buttarelli und Wojciech Wiewiórowski traten als Datenbe-
auftragter und sein Stellvertreter ihr Amt am 4. Dezember 2014 für eine Amtszeit von fünf 
Jahren an. Anfang März 2015 präsentierten sie die Strategie des EDSB für den Zeitraum 
2015 bis 2019. Darin werden drei strategische Ziele identifiziert. Der EDSB will dazu 
beitragen, den Nutzen neuer Technologien zu ernten und gleichzeitig die Rechte der Indi-
viduen  zu  schützen.  Bestehende  Datenschutzprinzipien  sollen  für  die  globale  digitale 
Arena angepasst werden und es soll für eine bessere Rechenschaftspflicht im Bereich "Big 
Data"  gesorgt  werden.  Zweitens  wird  sich  der  EDSB für  globale  Partnerschaften  mit 
Datenschutzbehörden,  Experten,  Drittstaaten und internationalen Organisationen einset-
zen, um auf einen gesellschaftlichen Konsens über gemeinsame Prinzipien hinzuarbeiten. 
Drittens  will  sich  der  EDSB  für  eine  Verabschiedung  des  neuen  Datenschutzpaketes 
einsetzen, um den EU-Datenschutz einfacher, klarer und weniger bürokratisch zu machen.

Kontinuität gibt es im Büro der Europäischen Bürgerbeauftragten. Emily O'Reilly, die,  
seit Juli 2013 im Amt, im Dezember 2014 für eine Amtszeit von fünf Jahren wiederge-
wählt wurde. Ende Mai 2015 stellte sie ihren Jahresbericht vor. Fast 20.000 Antworten 
wurden  an  Bürger  gegeben,  die  die  Bürgerbeauftragte  über  ihre  interaktive  Website 
kontaktiert hatten. Über 2.000 Beschwerden wurden im Jahr 2014 registriert. 2014 eröff-
nete die Bürgerbeauftragte 342 Verfahren und schloss 400 solcher Verfahren. Von den 400 
geschlossenen Verfahren basierten 387 auf Bürgerbeschwerden (davon 335 von natürli-
chen Personen und 52 von Firmen, Vereinen und anderen juristischen Personen), während 
13 Verfahren auf die Initiative der Bürgerbeauftragten selbst zurückgehen. Von den 2.079 
eingegangenen Beschwerden fielen 1.427 außerhalb des Mandates der Institution. Knapp 
60 Prozent aller Beschwerden richteten sich gegen die Europäische Kommission. Knapp 
14 Prozent gegen EU-Agenturen und knapp 10 Prozent gegen das Europäische Amt für die 
EU-Personalauswahl.  In  jeweils  rund einem Fünftel  der  Beschwerden ging es  um den 
Zugang zu EU-Dokumenten, die Rolle der Kommission als Hüterin der Verträge bezie-
hungsweise um die Personalauswahl der  Europäischen Union.  In  80 Prozent  der  Fälle 
folgten die betroffenen Institutionen den Vorschlägen der Bürgerbeauftragten.

Was das auswärtige Gesicht der Europäischen Union in Sachen Menschenrechtsschutz 
angeht,  ist  auch Kontinuität  gegeben: Das Mandat von Stavros Lambrinidis  wurde bis 
Ende Februar 2017 verlängert.7 Er ist der einzige der neun EU-Sonderbeauftragten, die 
kein territoriales, sondern ein thematisches Mandat hat, und er ist für die Erhöhung der  
Wirksamkeit, Präsenz, Sichtbarkeit und Kohärenz der Europäischen Union bei der Förde-
rung der Menschenrechte in Drittstaaten zuständig.8 Was die Grundrechte innerhalb der 
Union betrifft, so ist darauf zu verweisen, dass in der EU-Grundrechteagentur in Wien ein 
Wechsel ansteht. Morten Kjaerum, der die Agentur seit ihrer Gründung geleitet hat, verließ 
die einschlägige Einrichtung zum 1. März 2015. Nach einer öffentlichen Ausschreibung 
und einem komplexen Auswahlverfahren wird der Verwaltungsrat der Agentur im Herbst 
2015 entscheiden, wer die Grundrechtsagentur in den Jahren 2016 bis 2021 leiten wird.

7 Rat der Europäischen Union: Beschluss des Rates zur Verlängerung des Mandats des Sonderbeauftragten  
der Europäischen Union für Menschenrechte,  (GASP) 2015/16, in: Amtsblatt  der EU, Nr. L 43 vom  
18. Februar 2015, S. 29-32; Gabriel N. Toggenburg: Menschenrechtspolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolf-
gang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2014, Baden-Baden 2014, S. 223-228.

8 Rat der Europäischen Union: Beschluss des Rates zur Ernennung des Sonderbeauftragten der Europäi -
schen Union für Menschenrechte,  2012/440/GASP, in: Amtsblatt  der EU, Nr. 200 vom 27. Juli  2012,
S. 21-25.
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Vom Anlassfall Datenschutz zu mehr Grundrechtsorientierung in allen EU-Agenden?

Wie bereits letztes Jahr an dieser Stelle angesprochen, nimmt die Frage an Bedeutung zu,  
inwieweit die Verwendung von EU-Fördermitteln in Einklang mit den Grundrechten steht.9 
Ein Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Union über die EU-Richtlinie zur Vorrats-
datenspeicherung erklärte Letztere für null und nichtig. Das wurde allerseits als Weckruf 
verstanden, um mit vermehrten Anstrengungen sicherzustellen, dass die EU-Gesetzgebung 
grundrechtlich „wasserdicht“ ausgestaltet ist. In der besagten Rechtssache Digital Rights 
Ireland Ltd führte der Gerichtshof aus, dass grundrechtliche Einschränkungen nur vorge-
nommen werden können, „wenn sie erforderlich sind und den von der Union anerkannten 
dem Gemeinwohl  dienenden  Zielsetzungen  oder  den  Erfordernissen  des  Schutzes  der 
Rechte und Freiheiten anderer tatsächlich entsprechen“.10 Der Gestaltungsspielraum des 
Unionsgesetzgebers  kann anhand einer  Reihe  von Gesichtspunkten  eingeschränkt  sein. 
Daher muss dieser „klare und präzise Regeln für die Tragweite und die Anwendung der 
fraglichen Maßnahme vorsehen und Mindestanforderungen aufstellen“.11 Somit kann es 
problematisch sein, wenn den Mitgliedstaaten ein Spielraum eingeräumt wird, der „keine 
materiell-  und  verfahrensrechtlichen  Voraussetzungen“  enthält  und  lediglich  vorsieht, 
„dass jeder Mitgliedstaat das Verfahren und die Bedingungen festlegt, die (…) gemäß den 
Anforderungen der  Notwendigkeit  und  der  Verhältnismäßigkeit  einzuhalten  sind“.12 Im 
Übrigen steht bereits seit dem Urteil in der Rechtssache Schecke fest, dass der Gesetzge-
ber zu zeigen hat, welche grundrechtlichen Abwägungsüberlegungen er getroffen hat – nur 
so  kann  der  Gerichtshof  feststellen,  ob  dem  Verhältnismäßigkeitsprinzip  ausreichend 
Respekt  gezollt  wurde.13 Folglich  wurden  Anstrengungen  unternommen,  die  faktische 
Folgenabschätzung und die juristische Prüfung der Grundrechtskonformität zu verbessern. 
Ende 2014 einigte man sich im Rat auf eine überarbeitete Version der im Mai 201114 erst-
mals erlassenen Leitlinien „zu den methodischen Schritten für die in den Vorbereitungsgre-
mien des Rates vorzunehmende Prüfung der Vereinbarkeit mit den Grundrechten“.15 Die 
Dienststellen des Rates sollen bei ihren Arbeiten an Gesetzgebungsvorschlägen die Reich-
weite der relevanten Grundrechte eruieren. Dazu sollen sie die Erläuterungen zur Charta 
sowie die einschlägige Judikatur des Gerichtshofes der Europäischen Union und des Euro-
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) prüfen, die einschlägigen Berichte 
und Dokumente der EU-Einrichtungen und die des Europarates zu Rate ziehen und allen-
falls die Grundrechteagentur in Wien konsultieren. Schließlich kann der Rechtsdienst des 
Rates beigezogen werden. Dann ist zu prüfen, inwieweit ein Vorschlag in ein Grundrecht 
eingreift und inwiefern der Eingriff im Sinne der Grundrechtecharta gerechtfertigt werden 
kann. Dazu werden den Beamten mehrere Fragestellungen zur Hand gegeben.

9 Gabriel N. Toggenburg: Menschenrechtspolitik, 2014, S.227/228.
10 Gerichtshof der Europäischen Union: Urteil vom 8.  April 2014, C-293/12, Digital Rights Ireland Ltd/

Minister for Communications, Marine and Natural Resources und andere, Rn 38.
11 Gerichtshof der Europäischen Union: Urteil C-293/12, Rn 54.
12 Gerichtshof der Europäischen Union: Urteil C-293/12, Rn 61.
13 Gerichtshof der Europäischen Union: Urteil, C-92/09, Volker und Markus Schecke GbR/Land Hessen,

Rn 81, 83 und 86.
14 Rat der Europäischen Union: “I“ Item Note. Guidelines on methodological steps to be taken to check fun-

damental  rights  compatibility  and  the  Council’s  preparatory  bodies.  Brüssel,  18.Mai  2011,  Dok. 
10140/11.

15 Rat der Europäischen Union: Guidelines on methodological steps, Mai 2011 und: Outcome of Proceed-
ings. Guidelines on methodological steps to be taken to check fundamental rights compatibility at the  
Council preparatory bodies, Brüssel, 20. Januar 2015, Dok. 5377/15.
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Die Europäische  Kommission  wiederum hat  im Mai  2015 ihre  Agenda  für  bessere 
Rechtssetzung vorgestellt. In diesem Zusammenhang kam es auch zu einer Überarbeitung 
der sogenannten Folgenabschätzung (Impact Assessment), also jenes kommissionsinternen 
Verfahrens,  in  Laufe  dessen  die  Kommissionsbeamte  untersuchen,  welche  Folgen  der 
Erlass  einer  EU-Gesetzgebung mit  sich  bringen  könnte.16 Die  Folgenabschätzung ver-
gleicht  insbesondere  die  verschiedenen  denkbaren  EU-Interventionen.  Hierbei  unter-
streicht die Kommission in ihren neuen Leitlinien zur besseren Rechtsetzung,17 dass soge-
nannte „Strohmann-Optionen“ zu vermeiden sind – also Optionen die rein hypothetisch 
sind und nur dazu dienen, die eigentlich angepeilte Option optimal erscheinen zu lassen. 
Die Kommission versichert, dass es sich bei dem aufwendigen Verfahren der Folgenab-
schätzungen nicht um ein sinnbefreites Ausfüllen von bürokratischen Formularen handelt 
(„not a list of tasks to tick off“). Vielmehr ginge es um einen Prozess, der dazu dient, die 
Überlegungen im Zusammenhang mit der Ausübung des Initiativmonopoles zu strukturie-
ren und Analysen zur Verfügung zu stellen, welche dann die Grundlage für die politischen 
Entscheidungen bilden. Für den Grundrechteschutz ändert sich hierbei weniger als potenti-
ell möglich gewesen wäre. Die Folgen, die es abzuschätzen gilt, bleiben in drei Hauptclus-
ter unterteilt:  wirtschaftliche und soziale Folgen sowie Folgen für die Umwelt.  Da die 
Grundrechte somit nicht bereits auf oberster Ebene als abzuschätzende Folgen erwähnt 
sind,  bleiben sie in ihrer  Sichtbarkeit  Folgen zweiter  Ordnung,  die zwar horizontal  zu 
berücksichtigen  sind,  doch  weniger  Prominenz  zu  haben  scheinen.  Innerhalb  der  drei 
genannten Hauptkategorien ist es aber sehr wohl möglich, grundrechtspezifische Folgen zu 
identifizieren.  Die  Kommission  erwähnt  ausdrücklich  Folgen  für  die  Gesundheit,  das 
Bildungsniveau,  die  soziale  Inklusion  und  Armut,  aber  auch  für  die  Grundrechte  als 
solche.  Grundrechte  und Betrug im Zusammenhang mit  EU-Geldern werden sogar  als 
Beispiele  besonders  wichtiger  Folgen  genannt,  die  jedenfalls  soweit  relevant  geprüft 
werden sollten. Und eins der 59 „tools“ in der „tool box“ widmet sich den Grund- und 
Menschenrechten.  Hier  wird  indirekt  darauf  hingewiesen,  dass  der  Grundrechteschutz 
nicht nur im Sinne einer Schadensvermeidung zu sehen ist, sondern als (Neben)Ziel einer 
EU-Intervention. In dieser proaktiven Lesart könnte die Folgenabschätzung tatsächlich ein 
effizientes  Grundrechtsinstrument  werden.  Zusammen  mit  den  Leitlinien  zur  besseren 
Rechtsetzung  hat  die  Kommission  auch  ein  interinstitutionelles  Abkommen  vorge-
schlagen.18 Darin würden sich Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 
verpflichten, „in jedem Stadium des Gesetzgebungsprozesses alle wesentlichen Änderun-
gen  an  einem Kommissionsvorschlag“  einer  Folgenabschätzung  zu  unterziehen.  Jeder 
Institution steht es frei, diese Folgenabschätzungen auszugestalten. Hier sollten Rat wie 
auch Parlament dem Faktum Rechnung tragen, dass sich das grundrechtliche Niveau im 
Rahmen des Gesetzgebungsprozesses oft nicht unwesentlich senkt und somit grundrechtli-
che Auswirkungen möglich werden, die am Beginn des Prozesses nicht absehbar waren.

Auch der diesjährige Parlamentsbericht zur Lage der Grundrechte in der Europäischen 
Union spricht dieses Thema an und fordert detaillierte ex ante- und ex post-Prüfungen, um 

16 Siehe dazu bereits Gabriel N. Toggenburg: Menschenrechtspolitik, in: Werner Weidenfeld/ Wolfgang Wes-
sels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2011, S. 190-193.

17 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Bessere Ergebnisse durch  
eine bessere Rechtssetzung – Eine Agenda der EU, SWD (2015) 111 endgültig.

18 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat. Vor-
schlag für eine interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung, KOM (2015) 216 endgültig.
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Auswirkungen auf Grundrechte zu erfassen, die sich aus der Anwendung von EU-Gesetz-
gebung ergeben. Für ein proaktives Mainstreaming der Grundrechte in allen EU-Politiken 
und der EU-Gesetzgebung hat  sich auch die EU-Grundrechteagentur in ihrem jüngsten 
Jahresbericht ausgesprochen. Sie argumentiert, dass die Verwendung von Grundrechtsindi-
katoren hierbei hilfreich sein könnte und dass auch das Europäische Semester eine Schalt-
stelle sein kann, um sicherzustellen, dass finanzpolitische Entscheidungen dem Schutz und 
der Förderung von Grundrechten dienen, anstatt diese zu gefährden. 

Der einstweilen verhinderte Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention

Eine Strukturschwäche der Europäischen Union ist die Abwesenheit einer externen justizi-
ellen Kontrolle.  Deshalb diskutiert  man seit  Jahrzehnten den Beitritt  der  Europäischen 
Union zur EMRK.19 Mit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon wurde aus dieser 
unsicheren Option eine klare Rechtspflicht (Art. 6 (2) EUV). Angesichts der verfassungs-
rechtlichen Dimension des geplanten Beitritts (und wohl auch um zu vermeiden, dass sich 
der Gerichtshof der Europäischen Union in einem späteren Moment dazu äußern würde) 
hat die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union gemäß Art. 218 (11) AEUV 
um die Abgabe eines Gutachtens ersucht. Während die Stellungnahme der Generalanwäl-
tin am 13. Juni 2014 noch zum Schluss kam, dass der Entwurf des Abkommens über den 
Beitritt unter einigen Auflagen als mit dem EU-Verträgen vereinbar zu betrachten sei, kam 
der Gerichtshof selbst ein halbes Jahr später zum gegenteiligen Ergebnis. Aus fünf Grün-
den hält der Gerichtshof den Beitrittsvertrag in seiner gegenwärtigen Form für rechtlich 
unhaltbar. Erstens wird mit der Unterwerfung unter den EGMR in Straßburg die Autono-
mie des  Unionsrechts gefährdet.  Zweitens steht  der  Text in Spannung zum Streitbeile-
gungsmonopol des Art. 344 AEUV. Drittens ist der sogenannte Mitbeschwerdemechanis-
mus  ungenügend  ausgestaltet.  Viertens  ist  die  Vorabbefassung  des  Gerichtshofes 
unzureichend. Fünftens ist der Beitritt unter den geplanten Bedingungen nicht rechtens, da 
er dem EGMR eine Kontrolle im Bereich der Gemeinsamen Außen und Sicherheitspolitik 
(GASP) einräumt, die dem Gerichtshof der Europäischen Union in Luxemburg gegenwär-
tig nicht zusteht. Was hier insgesamt an der Denke und Diktion des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union auffällt, ist, dass er sich mehr auf die Risiken zu konzentrieren scheint als 
auf die Chancen. Aus menschenrechtlicher Sicht hinterlässt das breit diskutierte Gutach-
ten,20 welches selbst Kenner sichtlich erstaunt hat, zwei Herausforderungen: Zum einen ist 
unionsintern juristisch zu klären, wie man den Beitrittsvertrag ganz im Sinne des Gutach-
tens ändern kann, ohne gleichzeitig den juristischen Mehrwert eines Beitritts auf ein rein 
symbolisches Maß zu reduzieren. Zum anderen ist politisch im Unionsaußenverhältnis zu 
kommunizieren, warum sich die Union nun doch für viele lange Jahre nicht einer externen 
Menschenrechtskontrolle unterwerfen wird, wo sie dies doch gerne von Dritten einfordert. 
Vor dem Hintergrund der stockenden Rechtstaatsdebatte und der Tatsache, dass die zuneh-
mend dramatische Flüchtlingsproblematik bis dato keine adäquate Antwort auf EU-Ebene 
findet, keine leichte Herausforderung. 
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